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Einleitung: Völkerrecht und Politik 

Die Kontrolle und die Durchsetzung internationaler Übereinkommen bilden 
einen neuralgischen Punkt des Völkerrechts. Dient das internationale Recht in 
der Praxis als Mittel der Politik, oder gelingt es, Politik in die vom Völkerrecht 
vorgegebenen Bahnen zu lenken? Die vorliegende Arbeit befaßt sich aus der 
Perspektive des Historikers mit dem Kontrollsystem der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) und den Verfahren gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land. Diese Auswahl kam nicht von ungefähr. Die ILO ist die älteste Sonder-
organisation der UNO. 1919 gegründet, überlebte sie als einzige den Völker-
bund. Ihre Verfassung, Bestandteil des Friedensvertrages von Versailles, ent-
stand unter starkem Druck der Arbeiterbewegungen, die nach dem Ersten Welt-
krieg eine gerechtere, neue Weltordnung erwarteten. Die alliierten Regierungen 
kamen ihnen aus Furcht vor einer kommunistischen Weltrevolution entgegen. 
Auf Initiative der britischen Regierung entstand allerdings keine Magna Charta 
der Arbeit, kein Weltparlament der Arbeiter, sondern eine internationale Or-
ganisation mit klaren rechtlichen Entscheidungs- und Überwachungsstrukturen. 
Die Revolution wurde durch einen rechtlichen Rahmen kanalisiert. Als Kon-
zession der Regierungen sind Arbeitnehmer und Arbeitgeber praktisch gleich-
berechtigt in allen Organen der ILO vertreten. Das differenzierte Kontrollsy-
stem der ILO gilt in der Literatur häufig als Vorbild. Sieben Jahrzehnte Praxis 
bewirkten eine sukzessive Verfeinerung. Heute umfaßt sie ein breites Spektrum 
von Verfahren, die sich ergänzen; die Palette reicht von informellen "direkten 
Kontakten" bis zu einem gerichtsähnlichen Untersuchungsverfahren nach Art. 
26 der ILO-Verfassung. 

Die ILO-Kontrollverfahren sind historisch gesehen auf die westlichen de-
mokratischen Rechtsstaaten zugeschnitten. Die Bundesrepublik Deutschland 
setzte sich bei den Auseinandersetzungen innerhalb der ILO während des Kal-
ten Krieges immer wieder für dieses Kontrollsystem ein. Wie aber reagierte sie 
auf die Anwendung der Kontrollverfahren gegen sie selbst?- Der Konflikt um 
die sogenannten Berufsverbote war ein beherrschendes innenpolitisches Thema 
in der Bundesrepublik Deutschland der siebziger Jahre. Mit dem "Radikalen-
erlaß" bekämpfte der Staat die Gefahr eines kommunistischen "Marsches durch 
die Institutionen". Wer sich nicht glaubhaft für den demokratischen Rechtsstaat 
bekannte, sollte nicht Beamter werden können. Die verfassungsmäßigen Rechte 
sollten nicht zur Zerstörung dieses Staates mißbraucht werden dürfen. Die Be-
troffenen sprachen von "Berufsverboten", von einer Verletzung der Grund-
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rechte. In den achtziger Jahren trug der kommunistisch geprägte Weltgewerk-
schaftsbund (WOB) diese Auseinandersetzung, nicht zuletzt aus politischen 
Gründen, auf die internationale Ebene, vor die Kontrollorgane der ILO. Er warf 
der Bundesregierung eine Verletzung des ILO-Übereinkommens 111 über Dis-
kriminierung in Beschäftigung und Beruf vor. Die ILO stand vor der recht-
lichen Würdigung einer hochpolitischen Auseinandersetzung. Zum ersten Mal 
kam praktisch die gesamte Palette der Kontrollverfahren gegen einen westli-
chen Rechtsstaat zur Anwendung, insbesondere die quasi-gerichtliche Untersu-
chung nach Art. 26 der ILO-Verfassung. Die Bundesregierung akzeptierte zwar 
die Verfahren, nicht aber den Entscheid der ILO, das Übereinkommen 111 sei 
durch die Praxis verletzt. In diesem Dilemma standen die Glaubwürdigkeit der 
ILO, die Verbindlichkeit der Kontrollverfahren und die Durchsetzung der 
Übereinkommen auf dem Spiel. Die vorliegende Arbeit untersucht Motive, 
Argumente und Verhalten in einem exemplarischen Konflikt zwischen der 
Bundesregierung und der ILO, das Spannungsfeld zwischen Politik und 
Völkerrecht. 

Eine Darstellung der ILO-Verfahren gegen die Bundesrepublik Deutsch-
land aus neutraler Warte fehlte bisher. Im Gegensatz zur ILO-Kontrolle im all-
gemeinen existiert wenig Sekundärliteratur zum "Fall Deutschland". Die Arbeit 
stützt sich in den Hauptfragen auf schriftliche und mündliche Quellen. Es han-
delt sich um die Akten im Internationalen Arbeitsamt (Bin, namentlich die 
regelmäßigen Berichte der Bundesregierung nach Art. 22 der ILO-Verfassung, 
die Stellungnahmen der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen und Un-
terlagen seitens privater Komitees, hauptsächlich der Hamburger Initiative 
"Weg mit den Berufsverboten", die umfangmäßig den Hauptteil ausmachen. 1 

Das Internationale Arbeitsamt stellte die (teilweise vertraulichen) Protokolle 
des Verwaltungsrates und die schriftliche Aufzeichnung der Zeugenanhörung 
während des Untersuchungsverfahrens nach Art. 26 gegen die Bundesrepublik 
Deutschland zur Verfügung.2 Einzig die internen Akten der Untersuchungs-
kommission waren dem Verfasser nicht zugänglich. Gestützt auf ein Gutachten 
der ILO-Rechtsabteilung lehnte der Leiter der Abteilung für Internationale Ar-

1 Die Akten des Internationalen Arbeitsamtes werden im folgenden mit der Bezeichnung BIT 
(Bureau International du Travail) und ihrer Signatur im Internationalen Arbeitsamt ACD 8-2-24-
lll (Application of Conference's Decisions) bezeichnet. Die einzelnen Dokumente werden in sog. 
Jackets abgelegt und numeriert. In unregelmäßigen Abständen ordnet die Normenabteilung des 
Internationalen Arbeitsamtes die Dokumente neu nach chronologischen Kriterien. Deshalb wird 
im folgenden auf die Angabe der Jacket-Nummer verzichtet. Aufgrund der Standortsignatur und 
des Datums sind alle Dokumente eruierbar. 

2 Der Ausschuß zur Untersuchung der Einhaltung des Übereinkommens (Nr. I II) über die 
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf, 1958, durch die Bundesrepublik Deutschland, Pro-
tokolle der 1.-15. Sitzung, Genf 1986 (unveröffentlicht). Im folgenden zitiert als: Zeugenan-
hörung. 
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beitsnormen im Namen des Generaldirektors ein entsprechendes Gesuch mit 
Hinweis auf die Vertraulichkeit des Untersuchungsverfahrens ab. Dieser 
Mangel wurde durch den publizierten Schlußbericht der Untersuchungskom-
mission, eine wesentliche und umfangreiche Quelle3 , durch Unterlagen von 
Prof. Dietrich Schindler, Mitglied der Untersuchungskommission, und durch 
Materialien der Initiative "Weg mit den Berufsverboten" nach Möglichkeit 
kompensiert. Als wertvolle Informationsquelle erwiesen sich Gespräche mit 
Beteiligten aller "Parteien". Als Gesprächspartner wählte der Verfasser Per-
sonen, die eine wichtige Rolle während der Verfahren spielten oder durch ihre 
Funktion einen besonderen Einblick in die Materie besaßen, auch aus innenpo-
litischer Perspektive. Seitens der ILO waren dies Andre Zenger, Leiter der 
Abteilung für die Normenanwendung und vorher Regierungsvertreter der 
Schweiz im ILO-Verwaltungsrat, sowie KlausT. Samson, bis 1987 Koordina-
tor für Menschenrechtsfragen und im Verfahren nach Art. 26 gegen die Bun-
desrepublik Deutschland von der ILO als Sekretär der Untersuchungskommis-
sion eingesetzt.4 Als Vertreter der Bundesrepublik Deutschland äußerte sich 
der frühere Ministerialdirektor Prof. Winfrid Haase, von 1973 bis 1982 Leiter 
der Abteilung Internationale Sozialpolitik im Bundesministerium für Arbeit-
und Sozialordnung, von 1973 bis 1987 deutscher Regierungsvertreter im ILO-
Verwaltungsrat und während des Klageverfahrens gegen die Bundesrepublik 
Deutschland Vertreter der Bundesregierung. Zudem stellten sich sein damaliger 
Stellvertreter, Dr. Horst Weber, von 1985 bis 1990 Leiter des Referats "Inter-
nationale Arbeitsorganisation" in der Abteilung für Internationale Sozialpolitik, 
und dessen Nachfolger Ministerialrat Dietrich Willers den Fragen des Autors. 
Seitens der Arbeitnehmer und Gewerkschaften gab Gerd Muhr Auskunft. Er 
war von 1970 bis 1991 deutscher Arbeitnehmervertreter im Verwaltungsrat 
und von 1969 bis 1990 als stellvertretender Vorsitzender des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB) tätig. Auch der Arbeitgeberdelegierte der Bundes-
republik Deutschland, Dr. Wolf-Dieter Lindner, beantwortete Fragen des Ver-
fassers. Seitens der neutralen Untersuchungskommission gegen die Bundes-
republik Deutschland gab Prof. Dietrich Schindler Auskunft und stellte Akten5 

aus dem Verfahren zur Verfügung. Für den Weltgewerkschaftsbund, Initiator 
der Verfahren vor der ILO, sprach der Vertreter des WGB in Genf, Daniel 

3 Bericht des gemäß Artikel 26 der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation einge-
setzten Ausschusses zur Prüfung der Einhaltung des Übereinkommens (Nr. 111) über die Diskri-
minierung (Beschäftigung und Berut), 1958, durch die Bundesrepublik Deutschland, Genf, 1987. 
Im folgenden zitiert als: Bericht Untersuchungskommission (Bundesrepublik Deutschland). 

4 In den Untersuchungsverfahren gegen Portugal, Liberia und Griechenland ernannte die ILO 
einen Vertreter des Generalsekretärs zur Unterstützung der Kommission. Später wurde ein Sekre-
tär der Untersuchungskommission mit der gleichen Aufgabe betraut. 

5 Im folgenden zitiert als: Akten Schindler. 
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